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m) Internationale Gesundheitsvorschriften von 1951 und 
Zusatzvorschriften von 1955, 1956, 1960, 1963 und 1965.

2. Der in Havanna am 14. November 1924 Unterzeichnete 
Panamerikanische Kodex des Gesundheitswesens bleibt 
mit Ausnahme der Artikel 2, 9, 10, 11, 16 bis 53, 61 und 62, 
auf welche der einschlägige Teil des Absatzes 1 des vor­
liegenden Artikels Anwendung findet, in Kraft.

Artikel 94
1. Die in Durchführung des Artikels 22 der Verfassung der 

Organisation vorgesehene Frist für Ablehnungen oder 
Vorbehalte beträgt neun Monate, gerechnet von dem Tag, 
an dem der Generaldirektor die Annahme dieser Vor­
schriften durch die Weltgesundheitsversammlung notifi­
ziert.

2. Diese Frist kann ein Staat durch eine an den General­
direktor gerichtete Notifikation für überseeische oder 
fernabliegende Hoheitsgebiete, für deren internationale 
Beziehungen er verantwortlich ist, auf achtzehn Monate 
verlängern.

3. Ablehnungen oder Vorbehalte, die nach Ablauf der in 
Absatz 1 oder 2 festgelegten Frist beim Generaldirektor 
eingehen, sind unwirksam.

Artikel 95
1. Macht ein Staat einen Vorbehalt zu diesen Vorschriften, 

so wird der Vorbehalt erst gültig, wenn er von der Welt­
gesundheitsversammlung angenommen worden ist; die 
Vorschriften treten für diesen Staat erst dann in Kraft, 
wenn der Vorbehalt von der Versammlung angenommen 
oder, falls die Versammlung dem Vorbehalt mit der Be­
gründung widerspricht, daß er Art und Zweck der Vor­
schriften wesentlich beeinträchtigt, wenn der Vorbehalt 
zurückgezogen worden ist.

2. Die Ablehnung eines Teiles dieser Vorschriften gilt als 
Vorbehalt.

3. Die Weltgesundheitsversammlung kann als Bedingung für 
die Annahme eines Vorbehalts von dem Staat, der den 
Vorbehalt macht, die Zusage fordern, daß er die sich auf 
den Gegenstand des Vorbehalts beziehenden Verpflich­
tungen, die dieser Staat auf Grund der in Artikel 93 auf­
geführten Abkommen, Vorschriften und ähnlichen Über­
einkünften vorher übernommen hatte, auch weiterhin 
erfüllt.

4. Macht ein Staat einen Vorbehalt, der nach Auffassung 
der Weltgesundheitsversammlung Verpflichtungen, die 
dieser Staat auf Grund der in Artikel 93 aufgeführten Ab­
kommen, Vorschriften und ähnlichen Übereinkünfte vor­
her übernommen hatte, nur unwesentlich beeinträchtigt, 
so kann die Versammlung diesen Vorbehalt annehmen, 
ohne als Bedingung für ihre Annahme die in Absatz 3 
genannte Zusage zu fordern.

5. Widerspricht die Weltgesundheitsversammlung einem Vor­
behalt und wird dieser Vorbehalt daraufhin nicht zurück­
gezogen, so treten diese Vorschriften in bezug auf 
den Staat, der den Vorbehalt gemacht hat, nicht in Kraft. 
Alle in Artikel 93 aufgeführten Abkommen, Vorschriften 
und ähnlichen Übereinkünfte, deren Vertragspartei ein 
solcher Staat bereits ist, bleiben daher für diesen Staat 
in Kraft.

Artikel 96
Eine Ablehnung, ein Vorbehalt oder ein Teil eines Vor­

behalts kann durch eine an den Generaldirektor gerichtete 
Notifikation jederzeit zurückgezogen werden.

Artikel 97
1. Diese Vorschriften treten am 1. Januar 1971 in Kraft.
2. Jeder Staat, der nach diesem Tag Mitglied der Organi­

sation wird und nicht bereits Vertragspartei dieser Vor­
schriften ist, kann innerhalb einer Frist von drei Mona­
ten nach dem Tag, an dem er Mitglied der Organisation 
geworden ist, die Ablehnung der Vorschriften oder einen 
Vorbehalt dazu notifizieren. Werden sie nicht abgelehnt, 
so treten die Vorschriften vorbehaltlich des Artikels 95

nach Ablauf der genannten Frist in bezug auf den betref­
fenden Staat in Kraft.

Artikel 98
1. Ein Staat, der nicht Mitglied der Organisation, jedoch 

Vertragspartei eines bzw. einer der in Artikel 93 aufge­
führten Abkommen, Vorschriften und ähnlicher Überein­
künfte ist oder dem der Generaldirektor die Annahme 
dieser Vorschriften durch die Weltgesundheitsversamm- 
lung notifiziert hat, kann Vertragspartei der Vorschrif­
ten werden, indem er dem Generaldirektor ihre Annahme 
notifiziert; diese Annahme wird vorbehaltlich des Ar­
tikels 95 mit dem Tag des Inkrafttretens der Vorschrif­
ten wirksam oder, wenn die Annahme nach diesem Zeit­
punkt notifiziert wird, drei Monate nach Eingang der 
Notifikation über die Annahme beim Generaldirektor.

2. Für die Anwendung dieser Vorschriften werden die Arti­
kel 23, 33, 62, 63 und 64 der Verfassung der Organisation 
auf alle Nichtmitgliedstaaten angewandt, die den Vor­
schriften beitreten.

3. Jeder Nichtmitgliedstaat, der Vertragspartei dieser Vor­
schriften geworden ist, kann diese jederzeit durch eine an 
den Generaldirektor zu richtende Notifikation, die sechs 
Monate nach ihrem Eingang wirksam wird, für sich kürtdi- 
gen. Der Staat, der die Vorschriften gekündigt hat, wen­
det von dem genannten Zeitpunkt an diejenigen in Arti­
kel 93 auf geführten Abkommen, Vorschriften und 
ähnlichen Übereinkünfte wieder an, deren Vertragspartei 
er vorher war.

Artikel 99
Der Generaldirektor notifiziert allen Mitgliedern und asso­

ziierten Mitgliedern sowie allen anderen Vertragsparteien der 
in Artikel 93 aufgeführten Abkommen, Vorschriften und ähn­
lichen Übereinkünfte die Annahme dieser Vorschriften durch 
die Weltgesundheitsversammlung. Der Generaldirektor noti­
fiziert ferner diesen Staaten sowie allen anderen Staaten, die 
Vertragspartei der Vorschriften geworden sind, alle zusätz­
lichen Vorschriften zur Änderung oder Ergänzung der Vor­
schriften, alle nach den Artikeln 94, 96, 97 und 98 bei ihm 
eingegangenen Notifikationen sowie alle von der Weltgesund­
heitsversammlung nach Artikel 95 gefaßten Beschlüsse.

Artikel 100
1. Fragen oder Streitigkeiten über die Auslegung oder An­

wendung dieser Vorschriften oder etwaiger Vorschriften 
zur Ergänzung derselben können von jedem beteiligten 
Staat dem Generaldirektor vorgelegt werden; dieser be­
müht sich um eine Klärung der Fragen oder Streitig­
keiten. Wird eine solche Frage oder Streitigkeit nicht auf 
diese Weise geregelt, so verweist sie der Generaldirektor 
von sich aus oder auf Antrag eines beteiligten Staates an 
den zuständigen Ausschuß oder das sonstige zuständige 
Organ der Organisation zur Beratung.

2. Jeder beteiligte Staat ist berechtigt, vor diesem Ausschuß 
oder sonstigen Organ vertreten zu sein.

3. Jede derartige Streitigkeit, die nicht auf diese Weise bei­
gelegt wird, kann durch schriftlichen Antrag eines betei­
ligten Staates an den Internationalen Gerichtshof zur Ent­
scheidung verwiesen werden.

Artikel 101
1. Der englische und der französische Wortlaut dieser Vor­

schriften sind gleichermaßen verbindlich.
2. Die Urschrift dieser Vorschriften wird im Archiv der Or­

ganisation hinterlegt. Der Generaldirektor übermittelt al­
len Mitgliedern und assoziierten Mitgliedern sowie den 
anderen Vertragsparteien der in Artikel 93 aufgeführten 
Abkommen, Vorschriften und ähnlichen Übereinkünfte 
beglaubigte Abschriften. Bei Inkrafttreten der Vorschrif­
ten übermittelt der Generaldirektor dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen beglaubigte Abschriften zur Regi­
strierung nach Artikel 102 der Charta der Vereinten 
Nationen.


